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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Wirtschaftskriminalität 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. de With, Hirsch, 
Dr. Mtiller-Emmert, Frau Dr. Diemer-Nicolaus, Kleinert 
und der Fraktionen der SPD, FDP 
“ Drucksache VI/2626 - 


Ich beantworte die Kleine Anfrage wie folgt: 


V orbemerkung 

Die stetige Zunahme der Wirtschaftskriminalität in der Bundes- 
republik ist ein ernstes Problem. Die Bundesregierung beobach- 
tet diese Entwicklung mit Sorge. Sie wird das Erforderliche tun, 
um dieses Problem zu lösen. 


1. Wie ist der Stand der bisher eingeleiteten Maßnahmen zur 
Vorbereitung der Reform der Strafvorsdiriften gegen die Wirt- 
schaftskriminalität? 

Zur Vorbereitung der Reform der Strafvorschriften gegen die 
Wirtschaftskriminalität ist bisher u. a. folgendes veranlaßt wor- 
den: 

a) Im Dezember 1970 ist dem auf diesem Gebiet erfahrenen 
Professor Dr. Tiedemann (Gießen) der Auftrag erteilt wor- 
den, ein Gutachten über das Teilgebiet „Subventions- und 
Erstattungsbetrug“ anzufertigen. Professor Tiedemann arbei- 
tet seitdem an diesem Gutachten und will es Ende dieses 
Jahres vorlegen. 
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b) Ich beabsichtige darüber hinaus, eine Kommission aus Rechts- 
lehrern, Wirtschaftswissenschaftlern, Richtern, Staatsanwäl- 
ten und Polizeibeamten einzuberufen, die sich umfassend mit 
dem Problem der Reform der Wirtschaftskriminalität be- 
fassen soll. Die Vorbereitungen zur Bildung dieser Kom- 
mission haben begonnen. Unter anderem ist im Juli 1971 ein 
Fragebogen an die Landesjustizverwaltungen versandt wor- 
den. Die Fragen, die aus der Sicht meines Hauses an die 
Kommission gestellt werden sollen, reichen von der Reform 
des Betrugstatbestandes bis zu einer Erneuerung der Tat- 
bestände der Steuerhinterziehung und der Insolvenzdelikte. 
Ich rechne damit, daß die Landesjustizverwaltungen etwa 
bis Mitte Oktober den Fragenkatalog gebilligt bzw. Ände- 
rungen angemeldet haben. 

c) Mehrere Länder der Bundesrepublik haben sogenannte 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur Bekämpfung der Wirt- 
schaftskriminalität gebildet. Diese Schwerpunktstaatsanwalt- 
schaften haben im Laufe der Jahre Erfahrungen gesammelt. 
Um diese Erfahrungen auszutauschen, werden Vertreter der 
Landesjustizverwaltungen im November zu einem Mei- 
nungsaustausch zusammentreten. Diese Besprechung dient 
auch dem Ziel, Anregungen zur Reform der Wirtschaftskri- 
minalität zu sammeln. 

Dem gleichen Ziele wie die Einrichtung der Schwerpunkt- 
staatsanwaltschaften dient im übrigen die Einrichtung zen- 
traler Strafkammern zur Aburteilung von Wirtschaftsstraf- 
sachen auf Grund des bereits in Kraft getretenen Gesetzes 
zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 8. Sep- 
tember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1513). 


2. Sind weitere Untersuchungen zur Vorbereitung einer solchen 
Reform geplant? Wenn ja, welche? 

Mein Haus wird die Arbeiten der zu bildenden Kommission 
unterstützen, die erforderlichen Rechtstatsachen sammeln, die 
Arbeitsergebnisse der Kommission auswerten und auf deren 
Grundlage Gesetzesvorschläge erarbeiten. 

Ob über das an Professor Tiedemann vergebene Forschungs- 
vorhaben hinaus weitere Forschungsaufträge notwendig sind, 
kann sich erst im Laufe der Beratungen der Kommission zeigen. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung noch in dieser Wahlperiode 
einen Entwurf zur Reform der Strafvorschriften gegen die Wirt- 
schaftskriminalität einzubringen? 
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Die Bundesregierung will noch in dieser Legislaturperiode einen 
Entwurf zur Reform von Strafvorschriften gegen Wirtschafts- 
kriminalität vorlegen. 
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4. Falls ja, läßt sich schon jetzt absehen, ob diese Reform ledig- 
lich eine Änderung der „klassischen" Straftatbestände gegen 
die Wirtschaftskriminalität bringt, z. B. der Tatbestände des 
Betrugs, der Untreue, der Unterschlagung sowie der Konkurs- 
und Wettbewerbsdelikte, oder aber ob diese Reform auch völlig 
neue Tatbestände, vorbeugende Maßnahmen und eine weitere 
Stärkung der Ermittlungs- und Verfolgungsorgane vorsehen 
wird? 

Nach dem jetzigen Informationsstand erscheint eine Prüfung der 
Frage angebracht, ob für die Bekämpfung der Wirtschaftskrimi- 
nalität eine Änderung der Tatbestände des Betruges und der 
Untreue erforderlich ist. Es bedarf einer gründlichen Untersu- 
chung, ob im Vorfeld des Tatbestandes des Betruges ein Son- 
dertatbestand der Subventionserschleichung, Spezialtatbestände 
zum Scheckmißbrauch und zur Wechselreiterei sowie ein Son- 
dertatbestand, der die Erschleichung eines Kredites durch Vor- 
lage falscher Geschäftsunterlagen unter Strafe stellt, notwendig 
ist. Einer ähnlichen Analyse bedarf das Vorfeld des Untreue- 
tatbestandes. 

Das Strafrecht soll jedoch nur die subsidiäre Möglichkeit sein, 
Handlungen zu ahnden, die sich auf andere Weise nicht ver- 
hindern lassen. Die Wirtschaftskriminalität soll nicht nur durch 
repressive Straftatbestände, sondern auch durch präventiv wir- 
kende Gesetzesänderungen auf den Gebieten des Handels- und 
Wirtschaftsverwaltungsrechts eingedämmt werden. 

Die Ermittlungstätigkeit der Staatsanwaltschaften soll durch die 
vorgesehenen Änderungen der Strafprozeßordnung durch den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßordnung 
und des Gerichtsverfassungsgesetzes (Drucksache VI/1954) so- 
wie durch den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform des 
Strafverfahrensrechts, an dem in meinem Hause zur Zeit ge- 
arbeitet wird, erleichtert werden. Eine der vorgesehenen Rege- 
lungen ist, der Staatsanwaltschaft auch die Befugnis zu übertra- 
gen, Privatpapiere und nach dem Gesetz nicht aufzubewahrende 
Geschäftspapiere des von der Durchsuchung Betroffenen durch- 
zusehen. Anlaß für diese Änderung geben gerade die Erfah- 
rungen, die bei der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität ge- 
macht worden sind. Der Richter, dem nach geltendem Recht 
allein die Durchsicht dieser Papiere zusteht, ist mit der Aufgabe, 
die in diesem Verfahren oft besonders umfangreichen Unter- 
lagen zu sichten und zu überprüfen, häufig üherfordert. Die 
Änderung wird im Einzelfall zu einer wesentlich schnelleren 
Aufklärung beitragen. Sie ermöglicht die sofortige Durchsicht 
aller Papiere durch einen in Wirtschaftsstrafsachen erfahrenen 
Staatsanwalt, der im Bedarfsfälle gleichzeitig mehrere Sachbe- 
arbeiter mit notwendigen Spezialkenntnissen hinzuziehen kann. 
Es soll außerdem eine Gesetzesänderung vorgenommen werden, 
durch die die Zuständigkeit für einzelne in einem Verfahren er- 
forderlich werdende Ermittlungshandlungen auf einen Richter 
konzentriert wird. Nach geltendem Recht entscheidet der Amts- 
richter, in dessen Bezirk die Untersuchungshandlung vorgenom- 
men werden soll. Diese Regelung hat sich insbesondere bei der 
Aufklärung von an verschiedenen Orten begangenen Wirt- 
schaftsstraftaten als hemmend erwiesen, weil von den Ermitt- 
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lungsbehörden vielfach verschiedene Amtsrichter einzuschalten 
sind. Die vorgesehene Änderung bewirkt, daß in Fällen dieser 
Art künftig nur noch ein einziger, mit der Sache vertrauter Er- 
mittlungsrichter tätig zu werden braucht. 

Von der bereits erwähnten Besprechung der Landesjustizver- 
waltungen zur Frage der Wirtschaftskriminalität im November 
1971 können weitere Anregungen erwartet werden, wie Wirt- 
schaftsstrafverfahren schneller gefördert werden können. 

Gerhard Jahn 
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